
 

 

 

 

 

 

VERJÄHRUNGSFRIST BEI VORSÄTZLICHER ABGABENVERKÜRZUNG 

 

 

Die Verjährung im Besteuerungsverfahren beträgt im Regelfall 5 Jahre, für hinterzogene Ab-

gaben erstreckt sie sich auf 10 Jahre. 

 

Abgaben können von der Abgabenbehörde nur so lange festgesetzt werden, als noch keine Verjäh-

rung eingetreten ist. Die Verjährung hat den Zweck, nach einem gewissen Zeitablauf Rechtsfriede 

einkehren zu lassen, insbesondere da davon auszugehen ist, dass nach dieser Zeit der Sachverhalt 

aufgrund von Beweisschwierigkeiten nur noch schwer zu ermitteln wäre. Wurden Abgaben vom 

Abgabepflichtigen hinterzogen, also vorsätzlich nicht abgeführt, kommt jedoch nicht die allgemeine 

Verjährungsfrist zur Anwendung, sondern eine verlängerte. Die Abgabenbehörde kann daher in 

solchen Fällen auch Abgaben für weiter zurückliegende Jahre festsetzen. 

 

Vorsätzliche Abgabenverkürzung 

Die Festsetzungsverjährung im Besteuerungsverfahren beträgt im Regelfall 5 Jahre (und kann sich 

um jeweils 1 Jahr verlängern), für hinterzogene Abgaben erstreckt sich diese hingegen auf 10 Jah-

re. Der Tatbestand der Steuerhinterziehung ist daher nicht nur aus finanzstrafrechtlicher Sicht von 

Relevanz, sondern auch für die Frage, für welchen Zeitraum in der Vergangenheit die Abgabenbe-

hörde Steuern nacherheben darf, zum Beispiel aufgrund von Feststellungen bei einer Außenprü-

fung.  

 

Ob sich die Verjährungsfrist auf 10 Jahre verlängert, hängt somit davon ab, ob in den relevanten 

Jahren eine vorsätzliche Abgabenverkürzung (Abgabenhinterziehung) begangen wurde. Vorsätzlich 

handelt, wer einen Sachverhalt verwirklichen will, der einem gesetzlichen Tatbild (einem Delikt) ent-

spricht. Dazu genügt es, dass der Täter diese Verwirklichung ernstlich für möglich hält und sich mit 

ihr abfindet. 

 

Keine Verlängerung ohne Beweis 

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat in diesem Zusammenhang festgestellt, dass die Beweislast 

für die Abgabenhinterziehung und damit auch für die Verlängerung der abgabenrechtlichen Verjäh-
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rungsfrist bei der Abgabenbehörde liegt. Diese muss dafür eindeutige, ausdrückliche, begründete 

und nachprüfbare Feststellungen treffen und darf nicht pauschal von hinterzogenen Abgaben aus-

gehen. Auch für diese Prüfung gilt die Unschuldsvermutung. Von der verlängerten Verjährungsfrist 

darf die Abgabenbehörde nur etwa dann ohne weitere Prüfung ausgehen, wenn ein rechtskräftiger 

Schuldausspruch im Finanzstrafverfahren vorliegt. 

 

Allerdings hat der VwGH auch festgestellt, dass die verlängerte Verjährungsfrist für hinterzogene 

Abgaben nicht zur Voraussetzung hat, dass der Steuerpflichtige selbst für die Hinterziehung der 

Abgabe verantwortlich ist und somit selbst vorsätzlich gehandelt hat. Es reicht vielmehr aus, wenn 

der für die Hinterziehung Verantwortliche ein Beitragstäter ist, also wenn etwa ein Dienstneh-

mer des Abgabepflichtigen vorsätzlich gehandelt hat. Die 10-jährige Verjährungsfrist gilt somit un-

abhängig davon, wer konkret die Abgaben hinterzogen hat. 

 

Tipp 

Für die Bereinigung von „vorsätzlichen Fehlern“ in der Vergangenheit bietet sich die Erstattung ei-

ner Selbstanzeige an. Dabei ist jedoch genau abzuwägen, für welchen Zeitraum diese Selbstanzeige 

erfolgen soll, da in diesem Zusammenhang vor allem die verlängerte abgabenrechtliche Verjäh-

rungsfrist zu berücksichtigen ist. Abgesehen davon ist zu beachten, dass Selbstanzeigen formal kor-

rekt erstattet werden müssen, um Straffreiheit zu erlangen. 
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